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Zu § 60 Abs. 1 und § 52 der Verordnung:-
§88

Die Entscheidung, ob mit der Wiederherstellung der Ar­
beitsfähigkeit des tuberkulosekranken Versicherten zu rech­
nen ist, trifft die Kreisstelle für Tuberkulose und Lungen­
krankheiten oder der Leiter der Tuberkuloseheilstätte, in der 
sich der Tuberkulosekranke befindet. Die Erfüllung der im 
§ 86 Abs. 1 Buchst, b genannten Voraussetzung zur Erlangung 
eines neuen Anspruchs auf Geldleistungen ist bei erneuter 
Erkrankung an Tuberkulose nicht erforderlich, wenn mit der 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zu rechnen ist

Zu § 50 Absätze 2 und 3 der Verordnung:
§89

Wird bei berufstätigen Altersrentnem ärztlich festgestellt, 
daß mit der Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit bis zum 
Ablauf der 78. Woche der Arbeitsunfähigkeit nicht zu rech­
nen ist, entfällt die Feststellung der Invalidität. Das Kran­
ken- bzw. Hausgeld ist bis zum Ablauf des Kalendermonats 
dieser ärztlichen Feststellung zu zahlen, mindestens bis zum 
Ablauf von 26 Wochen Arbeitsunfähigkeit.

Zu § 54 der Verordnung:
§90

(1) Jeder Versicherte hat sich zur Wiederherstellung sei­
ner Gesundheit unverzüglich einem Arzt oder Zahnarzt (nach­
stehend Arzt genannt) vorzustellen oder den Hausbesuch 
eines Arztes zu veranlassen, wenn er wegen Krankheit, Ar­
beitsunfall oder Berufskrankheit von der Arbeit befreit wer­
den muß.

(2) Die Meldefrist beginnt nach Ablauf des ersten Tages 
der ärztlich bescheinigten Arbeitsunfähigkeit. Fällt der letzte 
Tag der Meldefrist auf einen arbeitsfreien Sonnabend, Sonn­
tag oder Feiertag, endet die Meldefrist am folgenden Werk­
tag.

(3) Die Vorsitzenden der sozialistischen Produktionsgenos­
senschaften bzw. Leiter der kooperativen Einrichtungen ge­
währleisten, daß die Kommission für Gesundheits- und Ar­
beitsschutz der Genossenschaft bzw. Einrichtung umgehend 
von der Arbeitsbefreiung des Versicherten in Kenntnis ge­
setzt wird.

(4) Während der Arbeitsunfähigkeit hat der Versicherte 
die ärztlich festgesetzten Behandlungstermine einzuhalten, 
die Anordnungen des Arztes gewissenhaft zu befolgen und 
durch diszipliniertes Verhalten den Heilungsprozeß zu för­
dern. Den Überweisungen zur Vorstellung bei der Ärztebera­
tungskommission hat der Versicherte Folge zu leisten. Die 
vom Arzt unter Beachtung der Diagnose, der Art und Schwere 
der Erkrankung gegebenen Verhaltenshinweise und die in­
dividuell festgelegte, den Heilungsprozeß fördernde Ausgeh­
zeit ist vom Versicherten einzuhalten. Hat der Arzt Ausgeh­
zeit ohne Zeitangabe auf der „Ärztlichen Bescheinigung über 
Arbeitsbefreiung bei Arbeitsunfähigkeit“ vermerkt und keine 
Bettruhe angeordnet, so gilt die Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 
Uhr als Ausgehzeit.

(5) Vorübergehender Aufenthaltswechsel (Ortswechsel) wäh­
rend der Arbeitsunfähigkeit bedarf der vorherigen Geneh­
migung der Stelle, die die Geldleistungen auszahlt. Eine 
vorherige Befürwortung des behandelnden Arztes ist notwen­
dig.

(6) Zur Vermeidung von Doppelbehandlungen darf im Quar­
tal nur eine ärztliche Behandlungsstelle in Anspruch genom­
men werden. Zahnärztliche Behandlung kann jedoch gleich­
zeitig erfolgen. Bei notwendiger fachärztlicher Behandlung 
stellt der behandelnde Arzt einen Überweisungsschein aus. 
Ein Überweisungsschein ist nicht erforderlich, wenn

a) eine Behandlung durch einen Facharzt für Hals-, Nasen- 
und Ohrenkrankheiten, Frauenleiden, Augenkrankheiten 
oder Haut- oder Geschlechtskrankheiten notwendig ist,

b) nach der abgeschlossenen Behandlung bei einem Fach­
arzt der genannten Fachrichtung ein anderer Arzt auf­
gesucht werden muß,

c) ärztliche bzw. zahnärztliche Behandlung im Laufe eines 
Quartals an einem anderen Aufenthaltsort notwendig 
wird,

d) es sich um einen von der zuständigen Dienststelle der 
Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokratischen 
Republik bzw. der sozialistischen Produktionsgenossen­
schaft oder kooperativen Einrichtung der Landwirtschaft, 
die die Leistungsgewährung übernommen hat, aus wich­
tigen Gründen genehmigten Arztwechsel handelt.

Zu § 55 der Verordnung:
§91

(1) Als alleinstehende Versicherte gelten ledige, verwit­
wete, geschiedene und andere versicherte Erziehungsberech­
tigte, die deshalb von ihrem Ehegatten getrennt leben, weil 
ein Ehegatte oder beide Ehegatten die eheliche Gemeinschaft 
nicht fortführen wollen.

(2) Den alleinstehenden Versicherten sind gleichgestellt:
1. pflichtversicherte Ehegatten von Studenten, die auf 

Grund der Rechtsvorschriften kein Stipendium erhalten 
oder deren Gesamtstipendium einschließlich aller Zu­
schläge den Betrag von 300 M im Monat nicht überschrei­
tet,

2. pflichtversicherte Ehefrauen für die Dauer der Einberu­
fung des wehrpflichtigen Ehemannes zum Grundwehr­
dienst,

3. pflichtversicherte Ehegatten von Lehrlingen,
4. pflichtversicherte Ehegatten von erwerbsunfähigen Rent­

nern, die nach der Art ihrer Körperbehinderung die 
Pflege des erkrankten Kindes nicht ausüben können, 
wenn die Ehegatten außer der Rente des einen und den 
Einkünften aus versicherungspflichtiger Tätigkeit des an­
deren Ehegatten keine sonstigen Einkünfte haben,

5. pflichtversicherte Ehegatten, die zur Pflege des erkrank­
ten Kindes von der Arbeit fembleiben müssen, wenn 
der andere Ehegatte arbeitsunfähig und deshalb nicht in 
der Lage ist, das Kind zu pflegen. Voraussetzung ist, daß 
in dieser Zeit der von der Arbeit befreite Ehegatte ohne 
Einkünfte ist und der erkrankte Ehegatte
— keine Einkünfte hat oder
— Krankengeld oder Hausgeld ohne Lohnausgleich bzw. 

dem Lohnausgleich entsprechende Ausgleichszahlun­
gen erhält oder

— Krankengeld oder Hausgeld zuzüglich Lohnausgleich 
bzw. dem Lohnausgleich entsprechende Ausgleichszah­
lungen erhält und die vor Beginn der Arbeitsunfähig­
keit erzielten monatlichen Bruttoeinkünfte nicht höher 
waren als der für Arbeiter und Angestellte zutreffende 
monatliche Mindestbruttolohn.

Als dem Lohnausgleich entsprechende Ausgleichszahlun­
gen gelten die im § 118 genannten Zahlungen.

6. pflichtversicherte Ehegatten von Strafgefangenen und 
Verhafteten.

§92

Als Kinder gelten die im § 69 Abs. 1 Buchst, b genannten 
Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, die ständig 
im Haushalt des alleinstehenden Versicherten leben.

§93
Einem erkrankten Kind wird gleichgestellt ein Kind, das 

auf Grund ärztlicher Anordnung wegen Ansteckungsgefahr 
(Quarantäne) vorübergehend nicht in der Kinderkrippe oder 
dem Kindergarten betreut werden kann.


